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Geſetz-Sammlung 


fuͤr die 
Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
No. 95 ——ę 


(No. 2087.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. April 1840., betreffend die Einreichung der 
Nichtigkeitsbeſchwerden durch ſolche Vertreter der Parteien, die nicht 
Juſtizkommiſſarien ſind. 1 


Al Ihren Bericht vom 19. v. M. ermaͤchtige Ich Sie nach Ihrem An— 
trage, die Gerichtsbehoͤrden dahin anzuweiſen: daß nach Inhalt des Artikels 7. 
der Deklaration vom 6. April v. J., das Rechtsmittel der Reviſion und der 
Nichtigkeitsbeſchwerde betreffend, unter den rechtsverſtaͤndigen Privatperſonen, 
welchen die ſchriftliche Einreichung der Nichtigkeitsbeſchwerde ohne Zuziehung 
eines Juſtizkommiſſarius geſtattet iſt, auch diejenigen, zum Richteramt qualifizir⸗ 
ten Privatperſonen gehoͤren, die als Stellvertreter der Partei in deren Pro⸗ 
zeſſen aufzutreten geſetzlich befugt find. Ich uͤberlaſſe Ihnen, hiernach das Er- 
forderliche zu verfuͤgen. 
Berlin, den 4. April 1840. s i 

Friedrich Wilhelm. 

An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 2088.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 4. Mai 1840., betreffend die Ausdehnung der 
in der Allerhöchſten Order vom 17. März 1839. enthaltenen Beſtimmung, 
wegen Wiedereinziehung des Porto für unfrankirt eingehende Vorſtellungen 
an Gerichtsbehörden auf die zurückgehenden Adreſſen, auch auf die an Ver- 

A waltungsbehörden unfrankirt eingehenden Vorſtellungen. 


uf den Bericht des Staatsminiſterii vom 28. Maͤrz d. J. will Ich die in 
Meiner Order vom 17. März 1839. (Gefekfammlung S. 101.) enthaltene 
Beſtimmung wegen Wiedereinziehung des Porto fuͤr unfrankirt eingehende Vor⸗ 
ſtellungen an Gerichtsbehoͤrden auf die zuruͤckgehenden Adreſſen, auch auf die an 
Verwaltungsbehoͤrden unfrankirt eingehenden Vorſtellungen ausdehnen und das 
Staatsminiſterium autoriſiren, dieſe Order durch die Geſetzſammlung bekannt 
zu machen. 

Berlin, den 4. Mai 1840. 


Friedrich Wilhelm. 
An das Staatsminiſterium. 
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29. Marz 


(No. 2089.) Erklärung vom .- ar 1840., die Aufhebung des §. 108. Nr. 6. der Prozeß⸗ 
Ordnung für die Untergerichte der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont 
dom 4. Juli 1836. in ſeiner Anwendung auf Preußiſche Unterthanen betreffend. 


Kan die Königlich Preußiſche Staatsregierung den Wunſch geaͤußert hat, 
daß die in der Prozeßordnung fuͤr die Untergerichte der Fuͤrſtenthuͤmer Waldeck 
und Pyrmont vom 4. Juli 1836. $. 108. Nr. 6. enthaltene geſetzliche Beſtim⸗ 
mung wegen Zulaͤſſigkeit des Arreſtprozeſſes gegen Ausländer, um deswillen keine 
Anwendung auf Koͤniglich Preußiſche Unterthanen finden und ruͤckſichtlich der⸗ 
ſelben aufgehoben werden moͤge, weil die Koͤniglich Preußiſchen Geſetze eine 
gleiche Beſtimmung nicht enthalten, die Fuͤrſtlich Waldeckiſche Staatsregierung 
auch auf dieſen Antrag einzugehen kein Bedenken gefunden hat; ſo verſpricht die 
letztere hierdurch, daß die oben erwaͤhnte geſetzliche Vorſchrift ruͤckſichtlich der Koͤ⸗ 
niglich Preußiſchen Unterthanen aufgehoben und das Erforderliche alsbald, nach 
Auswechſelung der beiderſeitigen diesfaͤlligen Erklaͤrungen, publizirt werden ſolle. 

Die Koͤniglich Preußiſche Staatsregierung nimmt dieſes Zugeſtaͤndniß 
an und macht ſich eben ſo wie die Fuͤrſtlich Waldeckiſche anheiſchig, daß ohne 
vorhergegangene, von beiden Theilen beliebte Wiederaufhebung der diesfaͤlligen 
Vereinbarung, die mehrgedachte geſetzliche Beſtimmung weder in dem einen noch 
dem 1 Staatsgebiete ruͤckſichtlich der gegenſeitigen Unterthanen eingefuͤhrt 
werden ſolle. 

Berlin, den 29. Maͤrz 1840. 


(L. S.) 
Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
g rh. v. Werther. 


Das Minifterial-Erflärung wird, nachdem ſolche gegen eine uͤbereinſtim⸗ 
mende Erklaͤrung der Fuͤrſtlich Waldeckiſchen Regierung vom 29. April d. J. 
ausgewechſelt worden, hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 
Berlin, den 6. Mai 1840. 1 
Der Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 
(No. 2090.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 7. Mai 1840., betreffend die Abgränzung der 
Notarien in den Landgerichtsbezirken Düſſeldorf und Elberfeld. 


35 habe aus Ihrem Berichte vom 16. April d. J. erſehen, daß die Arti⸗ 
kel A. und 58. der Verordnung für die Notare der Rheinprovinz vom 25. April 
1822., welche beſtimmen: 

Artikel 4. Die Notarien uͤben ihr Amt in dem ganzen Landgerichtsbezirke 
aus, in welchem ſie ihren Wohnort haben. Sie duͤrfen außerhalb die⸗ 
ſes Bezirkes keine Amtshandlungen vornehmen, bei Strafe einer drei⸗ 
monatlichen Suspenſion und der Abſetzung im Wiederholungsfalle; ſie 
ſind außerdem den Betheiligten fuͤr allen Schaden e 1 

b rtike 
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Artikel 58. Außer den Faͤllen, wo die Urkunden wegen Mangels der Qua⸗ 
lifkation des Notars, der entweder den Eid noch nicht geleiſtet hat, oder 
ſuspendirt iſt, als ungültig betrachtet werden muͤſſen, find dieſelben auch 
noch nichtig, wenn dabei die Vorſchriften der Artikel 4. 19. 20. 21. 22. 
23. 25. 27. 28. 29. 35 und 37. nicht beobachtet ſind; 

in den Bezirken der Landgerichte zu Duͤſſeldorf und Elberfelde, namentlich in 
den Friedensgerichts-Bezirken Opladen, Gerresheim und Ratingen, ſowie in den 
Friedensgerichts-Bezirken Solingen, Mettmann und Velbert nicht zur Ausfuͤh⸗ 
rung gekommen ſind. — Ich verordne daher, daß jene Artikel von nun an, 
auch in dieſen Bezirken genau befolgt werden ſollen, und ſetze die hiervon ab⸗ 
weichenden adminiſtrativen Verfuͤgungen vom 15. Oktober und 6. Dezember 
1834. außer Kraft. Zur Vermeidung von Rechtsirrungen und Prozeſſen uͤber 
die Gultigkeit der gegen jene Artikel anſtoßenden Notariatsurkunden beftimme 
Ich jedoch, daß die vor der Publikation dieſer Order in den genannten Frie⸗ 
densgerichts⸗Bezirken aufgenommenen Notariatsurkunden bloß aus dem Grunde 
einer Verletzung der Artikel A. und 38. der Notariatsordnung vom 25. April 
1822. wegen Mangels der Befugniß des inſtrumentirenden Notars nicht ſollen 
angefochten werden duͤrfen, vielmehr fuͤr gültig und verbindlich zu erachten find. 
Sie haben dieſe Order durch die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu 
bringen und gleichzeitig die Aufnahme derſelben in das Amtsblatt der Regierung 
in Duͤſſeldorf zu veranlaſſen. 
Berlin, den 7. Mai 1840. ö | 
Friedrich Wilhelm. 

An den Juſtizminiſter Muͤhler. 


(No. 2091.) Erklärung wegen Aufhebung des Abſchoſſes und Abfahrtsgeldes zwiſchen den 
nicht zum Deutſchen Bunde gehörigen Königlich Preußiſchen Provinzen 
und der freien Stadt Frankfurt. Vom . e 1840. 


Naben die Koͤniglich Preußiſche Regierung mit dem Senate der freien Stadt 
rankfurt dahin uͤbereingekommen iſt, die Aufhebung des Abſchoſſes und Ab⸗ 
ahrtsgeldes, welche zufolge des Artikels 18. der Deutſchen Bundesakte vom 
8. Juni 1815. und nach Maaßgabe der Beſchluͤſſe der Deutſchen Bundesver⸗ 
ſammlung vom 23. Juni 1817. und 2. Auguſt 1827. bereits zwiſchen den zum 
. Bunde gehoͤrigen Preußiſchen Provinzen und der freien Stadt Frank⸗ 
furt feſtgeſetzt worden, nunmehr auch auf die N zum Deutſchen Bunde ge⸗ 
hoͤrigen Preußiſchen Provinzen im gegenſeitigen Verhaͤltniſſe zu der freien Stadt 
Frankfurt mit deren geſammtem Gebiete auszudehnen; ſo erklaͤren jetzt die bei⸗ 
den Regierungen Folgendes: 
Artikel 1. 

Bei keinem Vermoͤgensausgange auch aus den nicht zum Deutſchen 
Bunde gehoͤrigen Provinzen der Preußiſchen Monarchie, namentlich alſo aus 
den Provinzen Preußen und Poſen in die freie Stadt Frankfurt und in de⸗ 
ren Gebiet oder aus dieſen in jene, es mag ſich ſolcher Ausgang durch Aus⸗ 


wanderung oder Erbſchaft oder Legat oder Brautſchatz oder Schenkung oder 
(No. 2090-2091.) auf 
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auf andere Weiſe zutragen, ſoll irgend ein Abſchoß (gabella hereditaria) oder 
Abfahrtsgeld (census emigrationis) erhoben werden. 

Von dieſer Beſtimmung ſind jedoch diejenigen allgemeinen Abgaben aus⸗ 
genommen, welche bei einem Erbſchaftsanfalle, Legat, Verkaufe ꝛc., ohne Unter⸗ 
ſchied, ob das Vermoͤgen im Lande bleibt oder hinausgezogen wird, ob der neue 
Erwerber ein Inlaͤnder oder ein Fremder iſt, in dem beiderſeitigen Gebiete zu 
entrichten ſind, wie z. B. Sue ee Stempelgebuͤhren und dergleichen. 

rtikel 2. 


Die vorſtehend beſtimmte Freizuͤgigkeit ſoll ſich ſowohl auf diejenigen Ab- 
gaben an Abſchoß und Abfahrtsgeld, welche in die Staatskaſſen fließen, als auch 
auf diejenigen Abgaben an Abſchoß und Abfahrtsgeld erſtrecken, welche in die 
Kaſſen der Kommunen, Maͤrkte, Kaͤmmereien, Stifter, Patrimonialgerichte und 
Korporationen oder einzelner ieee fließen wuͤrden. 

rtikel 3. 

In Abſicht der Anwendung der gegenwaͤrtig verabredeten Freizuͤgigkeit 

ſoll der Tag des wirklichen Abzuges entſcheiden. 
Artikel 4. 

Die verabredete Freizuͤgigkeit bezieht ſich nur auf das Vermoͤgen. Dem— 
nach bleiben, dieſes Uebereinkommens ungeachtet, diejenigen rn Geſetze 
und diejenigen Geſetze der freien Stadt Frankfurt in ihrer Kraft beſtehen, welche 
die Perſon des Auswandernden, ſeine perſoͤnlichen Pflichten, insbeſondere ſeine 
Verpflichtung zum Kriegsdienſte betreffen. Auch wird fuͤr die Zukunft in Be⸗ 
ziehung auf die perſoͤnlichen Pflichten der Auswandernden, insbeſondere ihre Mi⸗ 
litairpflicht, keine der beiden, die gegenwaͤrtige Erklaͤrung abgebenden Regierun⸗ 
gen, in Anſehung der Geſetzgebung beſchraͤnkt. 

Artikel 5. 

Gegenwaͤrtige, im Namen Seiner Majeftät des Königs von Preußen 
von dem Koͤniglich Preußiſchen Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten 
und im Namen der freien Stadt Frankfurt und deren Senate von dem älte- 
ren Buͤrgermeiſter zweimal gleichlautend ausgefertigte Erklaͤrung ſoll, nach er- 
folgter gegenſeitiger Auswechſelung, Kraft und Wirkſamkeit haben. 

So geſchehen Berlin, den 25. ap 1840. 


Koͤniglich Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 


die Austauſchung vorſtehender Erklaͤrung gegen eine gleichlautende 

Erklaͤrung des Senats der freien Stadt Frankfurt am 13. Mai d. J. zu Frank⸗ 

furt a. M. erfolgt iſt, wird ſolche unter Bezugnahme auf die Allerhoͤchſte Ka⸗ 

binetsorder vom 11. April 1822. (Gefekfammlung pro 1822. Seite 181.) hier⸗ 
durch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. 

Verlin, den 25. Mai 1840. 1125 N 
Der Miniſter der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
Frh. v. Werther. 
— —— 


